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3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Kosten haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist, ob beim KlÃ¤ger im Rahmen einer Verschlechterung des
Gesundheitszustandes ein Grad der Behindung (GdB) von 100 festzustellen ist.
Hilfsweise macht der KlÃ¤ger geltend, es bestehe weiterhin ein GdB von 80 und die
Herabsetzung auf einen GdB von 50 sei rechtswidrig.

1990 war beim KlÃ¤ger ein GdB von 20 (schmerzhafte BewegungseinschrÃ¤nkung
der WirbelsÃ¤ule, funktionelle Herzbeschwerden mit anfallsweisem Herzjagen und
Schwindel) festgestellt worden.

Auf Antrag des KlÃ¤gers erfolgte dann 1996 zunÃ¤chst die Feststellung eines GdB
von 60 unter BerÃ¼cksichtigung folgender Behinderungen:
FunktionseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule (Einzel-GdB 20),
Herzleistungsminderung, RhythmusstÃ¶rung (Einzel-GdB 10) und Teilverlust des
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Darms und der BauchspeicheldrÃ¼se, Verlust der Gallenblase (Einzel-GdB 50). Im
Widerspruchsverfahren wurde mit Abhilfebescheid vom 23.07.1997 ein GdB von 80
festgestellt. BerÃ¼cksichtigt wurde nunmehr fÃ¼r den Teilverlust der
Verdauungsorgane ein Einzel-GdB von 80. Im Bescheid vom 23.07.1997 ist
ausgefÃ¼hrt, es sei eine HeilungsbewÃ¤hrung fÃ¼r diese
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung abzuwarten, wÃ¤hrend dieser Zeit sei der GdB
aufgrund der ungenauen BeurteilungsmÃ¶glichkeit hÃ¶her zu bewerten, danach sei
er unter BerÃ¼cksichtigung der verblieben FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen neu zu
bewerten. Eine NachprÃ¼fung sei fÃ¼r September 2001 vorgesehen.

Hinsichtlich der Versagung des Merkzeichens "RF" â�� Befreiung von der
RundfunkgebÃ¼hrenpflicht â�� erhob der KlÃ¤ger Klage. Das Verfahren wurde vom
Sozialgericht Detmold unter dem Az.: S 5 (5,18) SB 304/97 gefÃ¼hrt. Im dortigen
Verfahren wurden Gutachten von Dr. M und Dr. S aus einem weiteren Verfahren des
KlÃ¤gers gegen die Rentenversicherung beigezogen. Zudem wurde eine erneute
Begutachtung des KlÃ¤gers durch Dr. M veranlasst. Im anschlieÃ�enden
Berufungsverfahren wurden weitere Begutachtungen durch Priv.-Doz. Dr. Dr. T
sowie Dr. C veranlasst. Die Fragestellung der veranlassten Begutachtungen bezog
sich ausschlieÃ�lich auf das Merkzeichen "RF".

Im Juli 2000 beantragte der KlÃ¤ger die Feststellung eines GdB von 100. Mit
Schreiben vom 19.09.2000 teilte das Versorgungsamt dem KlÃ¤ger mit, dass die
Bearbeitung des Antrags zurÃ¼ckgestellt werden mÃ¼sse, da die Akten zu dem
Berufungsverfahren Ã¼bersandt worden seien. Nachdem der KlÃ¤ger zunÃ¤chst
auch eine Entscheidung ohne Akten wÃ¼nschte, teilte er letztlich mit Schreiben
vom 20.08.2003 mit, dass das Berufungsverfahren beendet sei und nunmehr Ã¼ber
seinen Antrag entschieden werden solle.

Nach Beiziehung und Auswertung Ã¤rztlicher Unterlagen lehnte das
Versorgungsamt mit Bescheid vom 08.01.2004 die Feststellung eines hÃ¶heren GdB
ab. Mit Schreiben vom 03.02.2004 teilte es dem KlÃ¤ger mit, dass nach Ablauf der
HeilungsbewÃ¤hrung nunmehr der erhÃ¶ht berÃ¼cksichtigte GdB fÃ¼r die
Behinderung "Teilverlust der BauspeicheldrÃ¼se und des ZwÃ¶lffingerdarms,
Verlust der Gallenblase" nicht mehr zu berÃ¼cksichtigen sei, da RÃ¼ckfÃ¤lle oder
Hinweise auf ein Rezidiv nicht aufgetreten seien. Nunmehr seien die verbliebenen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 50 zu bewerten. Es sei daher
beabsichtigt, den Bescheid vom 23.07.1997 nach Â§ 48 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB X) mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben und einen GdB
von 50 festzustellen.

Mit Schreiben vom 14.01.2004 legte der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom
08.01.2004 Widerspruch ein und fÃ¼hrte aus, schon mangels BegrÃ¼ndung sei der
Bescheid rechtswidrig. Mit Schreiben vom 03.02.2004 teilte der KlÃ¤ger mit, er sei
der Ansicht, die angekÃ¼ndigte Herabsetzung sei rechtswidrig. Die im
Berufungsverfahren eingeholten Gutachten seien zu berÃ¼cksichtigen. Zudem sei
der Schwerbehindertenausweis im MÃ¤rz 2002 bis MÃ¤rz 2007 verlÃ¤ngert worden,
obwohl die HeilungsbewÃ¤hrung bereits abgelaufen sei. Die VerhÃ¤ltnisse hÃ¤tten
sich seit MÃ¤rz 2002 auch nicht geÃ¤ndert, sondern hÃ¤tten sich sogar
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verschlechtert. Der Voraussetzung zum Widerruf nach Â§ 48 SGB X seien daher
nicht erfÃ¼llt.

Mit Bescheid vom 19.02.2004 stellte das Versorgungsamt unter Aufhebung des
Bescheides vom 23.07.1997 einen GdB von 50 fest. Nunmehr seien als
Behinderungen zu berÃ¼cksichtigen: Teilverlust der BauchspeicheldrÃ¼se und des
Darms, schlafbezogene AtemstÃ¶rung, chronisch rÃ¼ckfÃ¤llige Kopfschmerzen
nach VerÃ¶dung einer Fistel der harten Hirnhaut, FunktionseinschrÃ¤nkung der
WirbelsÃ¤ule, HerzrhythmusstÃ¶rung, HÃ¶rminderung. Bei der BeeintrÃ¤chtigung
"Teilverlust der BauchspeicheldrÃ¼se und des Dickdarms" sei die
HeilungsbewÃ¤hrung abgelaufen, so dass der GdB nun unter BerÃ¼cksichtigung
der tatsÃ¤chlichen vorliegenden Behinderungen bewertet worden sei. Der Bescheid
werde gemÃ¤Ã� Â§ 86 Abs. 1 des Sozialgesetzbuches (SGG) Gegenstand des
anhÃ¤ngigen Vorverfahrens.

Gegen den Bescheid legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 19.02.2004 Widerspruch
ein und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, seine AusfÃ¼hrungen im Schreiben vom
12.02.2004 seien unbeachtet geblieben. Der ohne Rechtsmittelbelehrung
ergangene Bescheid sei daher als rechtswidrig aufzuheben.

Mit Widerspruchsbescheid vom 12.03.2004 wies der Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers gegen die Bescheide vom 08.01.2004 und 19.02.2004 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck.

Mit der am 13.04.2004 erhobenen Klage begehrt der KlÃ¤ger, die Bescheide vom
08.01.2004 und 19.02.2004 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12.03.2004 aufzuheben. Es sei ein GdB von 100 festzustellen, hilfsweise weiterhin
eine GdB von 80 zu belassen. Zur BegrÃ¼ndung nimmt er Bezug auf seine
AusfÃ¼hrungen im Vorverfahren. Der Hilfsantrag sei schon deshalb begrÃ¼ndet, da
nach operativer Entfernung eine HeilungsbewÃ¤hrung nicht eintreten kÃ¶nne, da
die Organe nicht nachgewachsen seien. Zudem belegten die Gutachten aus dem
vorangegangenen Klageverfahren die vermehrten Beschwerden. Zudem ist der
KlÃ¤ger der Ansicht, die Anhaltspunkte seien mangels demokratischer Legitimation
nicht anwendbar. Auch kÃ¶nne der Bescheid vom 23.07.1997 nicht nach Â§ 48 SGB
X abgeÃ¤ndert werden, da die Feststellung eines Gesamt-GdB von 80 von
vornherein falsch gewesen sei. Dies sei bereits in der versorgungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme von 13.09.2000 festgestellt worden. Die danach erfolgte
VerlÃ¤ngerung des Schwerbehindertenausweises im MÃ¤rz 2002 habe einen
Vertrauensschutz geschaffen, und der GdB von 80 kÃ¶nne daher nicht mehr
entzogen werden.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beklagten unter Aufhebung der Bescheide vom 08.01.2004 und 19.02.2004 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.03.2004 zu verurteilen, bei ihm ab
Juli 2000 einen GdB von 100, hilfsweise weiterhin einen GdB von 80 festzustellen.

Der Beklagte beantragt,
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die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt er aus, die bestehenden Behinderungen seien zutreffend
bewertet worden.

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung eine
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. A nach Aktenlage und hat weitere Berichte
von Dr. O und des Allgemeinen Krankenhauses St. Georg â�� Kardiologie I,
beigezogen. Der KlÃ¤ger hat zudem einen radiologischen Bericht der Praxis E
Ã¼ber eine DÃ¼nndarmdoppelkontrastuntersuchung Ã¼berreicht

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes im Ã�brigen nimmt
die Kammer Bezug auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie der beigezogenen
Verwaltungsakte und der beigezogen Streitakten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte in Abwesenheit des KlÃ¤gers auf Grund mÃ¼ndlicher
Verhandlung entscheiden, weil der KlÃ¤ger zum Termin ordnungsgemÃ¤Ã� geladen
war und mit der Ladung darÃ¼ber informiert worden war, dass auch bei seinem
Fernbleiben entschieden werden kÃ¶nne. Ausweislich der Postzustellungsurkunde
hat er die Ladung zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 23.02.2006 erhalten und mit
Schreiben vom 23.03.2006 ausdrÃ¼cklich um Entscheidung ohne seine
Anwesenheit gebeten.

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide vom
08.01.2004 und 19.02.2004 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12.03.2004 sind nicht rechtswidrig und verletzen den KlÃ¤ger nicht in seinen
Rechten, Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG.

Nach Â§ 69 Abs. 5 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) stellen die fÃ¼r
die DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rden auf Antrag das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der
Behinderung und entsprechende VerÃ¤nderungen fest (Â§ 48 Abs. 4 i.V.m. Â§ 44
Abs. 3 SGB X). GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 S. 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit
Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen
haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Menschen sind behindert, wenn ihre
kÃ¶rperlichen Funktionen, geistige FÃ¤higkeit oder seelische Gesundheit mit hoher
Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als sechs Monate von dem fÃ¼r das Lebensalter
typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
beeintrÃ¤chtigt ist (Â§ 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX). Die Auswirkungen der Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft werden als Grad der Behinderung nach Zehnergraden
abgestuft festgestellt (Â§ 69 Abs. 1 S. 3 SGB IX). FÃ¼r den Grad der Behinderung
gelten die im Rahmen des Â§ 30 Abs. 1 BVG festgelegten MaÃ�stÃ¤be
entsprechend (Â§ 69 Abs. 1 S. 4 SGB IX). Zur Bewertung der einzelnen
GesundheitsstÃ¶rungen (Einzeil-GdB) und des Gesamt-Grades der Behinderung
(Gesamt-GdB) sind auch weiterhin die Anhaltspunkte (AHP) zugrunde zu legen.
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Dabei handelt es sich um antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten, deren
Beachtlichkeit im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren sich nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung daraus ergibt, dass eine dem allgemeinen Gleichheitssatz
entsprechende Rechtsanwendung nur dann gewÃ¤hrleistet ist, wenn die
verschiedenen Behinderungen nach den gleichen MaÃ�stÃ¤ben beurteilt werden.
HierfÃ¼r stellen die AHP ein geeignetes, auf Erfahrungswerten der
Versorgungsverwaltung und Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft
beruhendes BeurteilungsgefÃ¼ge zur EinschÃ¤tzung des GdB dar und stellen so
eine gleichmÃ¤Ã�ige Beurteilung aller Behinderten sicher (vgl. zuletzt Urteil des
Bundessozialgerichts vom 18.09.2003, Az: B 9 SB 3/02 R m.w.N.). Die AHP wirken
insofern normÃ¤hnlich. Ihre generelle Richtigkeit kann deshalb durch
Einzelfallgutachten nicht widerlegt werden. Sie sind allerdings â�� wie
untergesetzliche Rechtsnormen â�� zu prÃ¼fen: auf ihre Vereinbarkeit mit Gesetz
und Verfassung, auf BerÃ¼cksichtigung des gegenwÃ¤rtigen Kenntnisstandes der
sozialmedizinischen Wissenschaft sowie auf LÃ¼cken in SonderfÃ¤llen, die wegen
der individuellen VerhÃ¤ltnisse gesondert zu beurteilen sind. Im Hinblick auf eine so
bemessene richterliche Kontrolle hat es das Bundesverfassungsgericht (BverfG)
nicht fÃ¼r angezeigt erachtet, gegen die Anwendung der AHP einzuschreiten (vgl
BVerfG SozR 3-3780 Â§ 3 Nr 6 S 12). Nach Auffassung der Kammer besteht nach wie
vor auch kein Grund, von einer weiteren Heranziehung der AHP Abstand zu
nehmen. Auch wenn die AHP immer noch nicht demokratisch legitimiert sind, sind
sie dennoch ein geeigneter, durch ein SachverstÃ¤ndigengremium entwickelter
angemessener MaÃ�stab, um eine Gleichbehandlung aller Behinderter herzustellen.
Selbst dann, wenn man ihnen nur den Rang einer internen Verwaltungsvorschrift
einrÃ¤umen wÃ¼rde, wÃ¼rde dies zu keinem anderen Ergebnis fÃ¼hren, da keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r bestehen, dass die AHP nicht dem aktuellen medizinischen
Erkenntnisstand entsprechen wÃ¼rden. Sie werden laufend dem aktuellen
medizinischen Erkenntnisstand angepasst, wie auch die Ã¼berarbeitete Fassung
aus 2004 zeigt. Sie stellen daher immer noch den einzigen geeigneten MaÃ�stab
dar, eine angemessene Bewertung verschiedener Erkrankungen und Behinderungen
zu erzielen und fÃ¼llen den unbestimmten Rechtsbegriff des Â§ 30 BVG somit
sachgerecht aus.

Eine wesentliche Ã�nderung im Sinne einer Verschlechterung, die ab Juli 2000 einen
hÃ¶heren GdB als 80 rechtfertigen wÃ¼rden, ist nicht eingetreten. Insoweit hat die
durchgefÃ¼hrte Beweisaufnahme ergeben, dass keine Behinderungen vorliegen,
die ab Juli 2000 einen hÃ¶heren GdB als 80 rechtfertigen kÃ¶nnten. Zu Recht ist
daher mit Bescheid vom 08.01.2004 die Feststellung eines hÃ¶heren GdB abgelehnt
worden. Vielmehr ist eine wesentliche Ã�nderung nach Â§ 48 SGB X im Sinne einer
Verbesserung eingetreten. Eine wesentliche Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse i.S.d. Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist u.a. nach Ablauf der
HeilungsbewÃ¤hrung, d.h. nach Wegfall der mit einer Krebserkrankung
verbundenen Behinderung nach einem rÃ¼ckfallfreien Ablauf von fÃ¼nf Jahren bei
im Ã¼brigen unverÃ¤ndertem Gesundheitszustand gegeben. Der Begriff
"HeilungsbewÃ¤hrung" beschreibt nicht nur, dass nach Ablauf der BewÃ¤hrungszeit
keine erhebliche Rezidivgefahr mehr besteht, sondern umfasst daneben auch die
vielfÃ¤ltigen Auswirkungen, die mit der Feststellung, Beseitigung und
Nachbehandlung des Tumors in allen Lebensbereichen verbunden sind. Dies
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rechtfertigt es nach den in den Anhaltspunkten zusammengefassten
sozialmedizinischen Erfahrungen, bei Krebserkrankungen in den ersten Jahren nicht
nur den Organverlust zu bewerten, sondern allein wegen der Krebserkrankung (hier
angenommener Papillentumor) einen GdB von 80 anzunehmen und Krebskranken
damit unterschiedslos zunÃ¤chst den Schwerbehindertenstatus zuzubilligen. Diese
umfassende BerÃ¼cksichtigung kÃ¶rperlicher und seelischer Auswirkungen der
Erkrankung nÃ¶tigt andererseits dazu, den GdB herabzusetzen, wenn die
Krebskrankheit nach rÃ¼ckfallfreiem Ablauf von fÃ¼nf Jahren aufgrund
medizinischer Erfahrungen mit hoher Wahrscheinlichkeit Ã¼berwunden ist und
auÃ�er der unmittelbaren Lebensbedrohung damit auch die vielfÃ¤ltigen
Auswirkungen der Krankheit auf die gesamte LebensfÃ¼hrung entfallen sind (BSG,
Urteil vom 9. August 1995, Az.: 9 RVs 14/94; LSG Niedersachsen, Urteil vom 25.
Februar 2000, Az.: L 9 SB 185/96). Somit steift der Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung
eine wesentliche Ã�nderung i.S.d. Â§ 48 SGB X dar, auch wenn â�� wie der KlÃ¤ger
ausfÃ¼hrt â�� rein organisch eine Ã�nderung nach der operativen Entfernung nicht
eingetreten ist. Denn der hohe GdB im Rahmen der HeilungsbewÃ¤hrung knÃ¼pft
eben nicht an den reinen Organverlust nach Entfernung eines Tumors an, sondern
bewertet auch die sonstigen BegleitumstÃ¤nde einer Krebserkrankung. Der
Anwendung des Â§ 48 SGB X steht auch nicht entgegen, dass tatsÃ¤chlich
entgegen der Annahme im Bescheid 23.07.1997 ein bÃ¶sartiger und damit im
Rahmen der HeilungsbewÃ¤hrung anzunehmender hoher GdB gar nicht vorgelegen
hat. Zutreffend hat der Beklagte den GdB von 80 mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
durch Bescheid vom 19.02.2004 auf die Rechtsgrundlage des Â§ 48 SGB X
gestÃ¼tzt, herabgesetzt. Die RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen Bescheides ist
zwar zunÃ¤chst in Â§ 45 SGB X geregelt. Dies betrifft Jedoch nur die Aufhebung des
Bescheides aufgrund der die Rechtswidrigkeit begrÃ¼ndenden UmstÃ¤nde. Â§ 48
SGB X ist jedoch in der Anwendung nicht auf nur ursprÃ¼nglich rechtmÃ¤Ã�ige
Bescheide beschrÃ¤nkt. Er ist vielmehr auch auf ursprÃ¼nglich rechtswidrige
Bescheide anzuwenden, soweit hierdurch nicht die ursprÃ¼ngliche Rechtswidrigkeit
selbst rÃ¼ckgÃ¤ngig gemacht wird. Hier ist die Herabstufung jedoch nicht aufgrund
der rechtswidrigen Annahme des Vorliegens einer Tumorerkrankung, sondern
aufgrund des eingetretenen Ablaufs der HeilungsbewÃ¤hrung â�� die wie oben
dargestellt, eine wesentliche Ã�nderung i.S.d. Â§ 48 SGB X darstellt â�� erfolgt. Es
handelt sich damit nicht um die Korrektur der Rechtswidrigkeit des Bescheides vom
23.07.1997, sondern lediglich um die Aufhebung wegen einer wesentlichen
Ã�nderung. Lediglich die Korrektur der Rechtswidrigkeit selbst kann nur Ã¼ber Â§
45 SGB X erfolgen, ansonsten steht der Anwendung des Â§ 48 SGB X auch auf
rechtswidrige Bescheide nichts entgegen, denn der Betroffene kann durch einen
rechtswidrigen Bescheid nicht besser gestellt werden, als dies bei unterstellter
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides der Fall wÃ¤re. Im vorliegenden Fall wÃ¤re der
KlÃ¤ger ansonsten besser gestellt, als wenn er tatsÃ¤chlich unter einer bÃ¶sartigen
Tumorerkrankung der Bauchorgane gelitten hÃ¤tte. Durch Ablauf der
HeilungsbewÃ¤hrung bei der angenommen bÃ¶sartigen Tumorerkrankung ist (wie
oben ausgefÃ¼hrt) eine wesentliche Ã�nderung eingetreten. Eine Aufhebung nach 
Â§ 48 Abs. 1 SGB X steift eine gebundene Entscheidung dar (" â�¦ ist â�¦
aufzuheben â�¦"), so dass ein besonderer Vertrauensschutz nicht geltend gemacht
werden kann. Der KlÃ¤ger kÃ¶nnte sich insoweit auch nicht auf Vertrauensschutz
berufen, denn bereits im Bescheid vom 23.07.1997 war die "HeilungsbewÃ¤hrung"
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beschrieben und eine entsprechende NachprÃ¼fung angekÃ¼ndigt worden. Im
Ã�brigen kann der KlÃ¤ger auch aus der VerlÃ¤ngerung des
Schwerbehindertenausweises keinen Vertrauensschutz herleiten, denn die
Ausstellung des Schwerbehindertenausweises (was im Ã�brigen schlichtes
Verwaltungshandeln darstellt) musste schon deshalb erfolgen, da im MÃ¤rz 2002
noch keine den Bescheid vom 23.07.1997 aufhebende und erst recht nicht
bestandskrÃ¤ftige Entziehung der Schwerbehinderteneigenschaft bzw.
Herabstufung auf 50 erfolgt war. Auch aus dem Umstand, dass die fÃ¼nfjÃ¤hrige
HeilungsbewÃ¤hrung bereits im September 2001 abgelaufen war, folgt nicht, dass
die erst im Februar 2004 erfolgte Aufhebung rechtswidrig wÃ¤re. Eine Frist,
innerhalb derer die BehÃ¶rde gebunden wÃ¤re, eine Aufhebung zuungunsten des
KlÃ¤ger zu veranlassen, ist in Â§ 48 SGB X nicht vorgesehen. Â§ 48 Abs. 4 i.Vm. Â§
45 Abs. 4 S. 2 SGB X betrifft nur die Aufhebung nach Â§ 48 Abs. 2 SGB X, also mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit. Auch der Umstand, dass bereits in der
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 13.09.2000 festgestellt wurde, dass die
Annahme des hohen GdB aufgrund der

HeilungsbewÃ¤hrung unrichtig war, macht daher die Aufhebung mit Wirkung fÃ¼r
die Zukunft erst im Februar 2004 nicht rechtswidrig. Auch die lange
Verfahrensdauer nach Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung bis zu Aufhebung des
Bescheides wÃ¤re nicht geeignet, einen Vertrauensschutz des KlÃ¤gers zu
begrÃ¼nden. Auch dem KlÃ¤ger war bekannt, dass aufgrund des laufenden
Berufungsverfahrens eine Entscheidung des Versorgungsamtes nicht frÃ¼her
erfolgen konnte. Auch die nach Â§ 24 SGB X erforderliche AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers
ist mit Schreiben des Versorgungsamtes vom 03.02.2004 erfolgt. Die
angefochtenen Bescheide sind auch nicht deshalb rechtswidrig, weil es ihnen â��
wie der KlÃ¤ger vortrÃ¤gt, an einer ausreichenden BegrÃ¼ndung mangeln wÃ¼rde.
Nach Â§ 35 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit den wesentlichen rechtlichen und
tatsÃ¤chlichen GrÃ¼nden, auf die er sich stÃ¼tzt, zu versehen. Sowohl der
Bescheid vom 08.01.2004 und vom 18.02.2004 erfÃ¼llen diese Voraussetzungen,
da sie zum Einen die rechtliche Grundlage nennen und auch die tatsÃ¤chlichen
GrÃ¼nde (keine Verschlechterung nach den medizinischen Unterlagen erkennbar,
die einen hÃ¶heren GdB rechtfertigt, bzw. Verbesserung durch Ablauf der
HeilungsbewÃ¤hrung) enthalten. Zutreffend wurde der Bescheid vom 19.02.2004
gem. Â§ 86 SGG zum Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gemacht. Im
Ã�brigen hÃ¤tte eine fehlende Rechtsmittelbelehrung auch lediglich zur Folge, dass
die Widerspruchsfrist gem. Â§ 66 Abs. 2 SGG ein Jahr betragen wÃ¼rde, der
Bescheid im Ã�brigen wÃ¤re jedoch nicht rechtswidrig. Auch ist Ã¼ber den
Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 19.02.2004 (der nach Â§ 86
SGG gar nicht erforderlich war) auch im Widerspruchsbescheid vom 12.03.2004
entschieden worden, so dass ein abgeschlossenes Vorverfahren vorliegt. Auch
materiell ist der Bescheid vom 19.02.2004 im Ã�brigen nicht rechtswidrig. Mit
Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung ist eine wesentliche Ã�nderung eingetreten, und
die ab dem 19.02.2004 bestehenden Behinderungen sind zutreffend mit einem GdB
von 50 bewertet worden. Behinderungen, die mit einem hÃ¶heren GdB zu bewerten
wÃ¤ren, liegen nicht vor. Im Februar 2004 lagen beim KlÃ¤ger folgende
Behinderungen vor: I. FunktionsstÃ¶rung der Verdauungsorgane (Einzel-GdB 30), II.
FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule (Einzel-GdB 20), III. nÃ¤chtliche
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AtemregulationsstÃ¶rung (Einzel-GdB 20), IV. wiederkehrende Kopfschmerzen nach
mehrfacher VerÃ¶dung einer harten Hirnhautfistel (Einzel-GdB 20), V.
HerzrhythmusstÃ¶rungen, Herzleistungsminderung (Einzel-GdB 10), VI.
HÃ¶rminderung (Einzel-GdB 10). Diese Behinderungen ergeben sich fÃ¼r die
Kammer aus dem Gesamtergebnis der Ermittlungen und der Beweisaufnahme,
insbesondere aus dem SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. A. Dieser hat die
Vorgutachten und die weiteren in den Akten befindlichen medizinischen Unterlagen
ausgewertet. Die Bewertung der im einzelnen vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen
entspricht den AHP. Die Kammer hatte kein GrÃ¼nde, an der Richtigkeit der
Feststellungen zu zweifeln.

Den insgesamt bei dem KlÃ¤ger vorliegenden Behinderungen ist nach Auffassung
der Kammer mit einem Gesamt-GdB von 50 Rechnung zu tragen. Behinderungen,
die einen GdB von 80 oder 100 rechtfertigen, sind nicht erkennbar. Bei der
Ermittlung des Gesamt-GdB dÃ¼rfen die Einzel-GdB-Werte fÃ¼r die Auswirkungen
der BeeintrÃ¤chtigungen der einzelnen FunktionsstÃ¶rungen und Behinderungen
nicht addiert werden. Auch rein rechnerische Methoden dÃ¼rfen zur Ermittlung des
Gesamt-GdB nicht angewandt werden (Ziffer 19 Abs. 1 der AHP). MaÃ�geblich sind
vielmehr die Auswirkungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit
unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen (Â§ 69 Abs. 3 S. 1 SGB
IX). Hierbei ist zu beachten, inwieweit die Auswirkungen der einzelnen
Behinderungen voneinander unanhÃ¤ngig sind und damit ganz verschiedene
Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens betreffen, ob sich die Behinderungen
Ã¼berschneiden und dass das AusmaÃ� einer Behinderung vielfach durch
hinzutretende GesundheitsstÃ¶rungen nicht verstÃ¤rkt wird. In der Regel ist von
der BeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt und
dann im Hinblick auf alle weiteren BeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und
inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderungen grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen
weiterer BeeintrÃ¤chtigungen der hÃ¶chste Einzel-GdB angemessen durch
HinzufÃ¼gen von 10, 20 oder mehr Punkten zu erhÃ¶hen ist, um der Behinderung
insgesamt gerecht zu werden (Nr. 19 Abs. 3 AHP). SchlieÃ�lich bestimmen die AHP
in Nr 19 Abs 4, dass â�� von AusnahmefÃ¤llen abgesehen â�� zusÃ¤tzliche leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen MdE-Grad von 10 bedingen, nicht zu einer
Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung fÃ¼hren, die bei der
Gesamtbeurteilung berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnte, und zwar auch dann nicht,
wenn mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen.
Selbst bei GesundheitsstÃ¶rungen mit einem GdB von 20 ordnen die AHP Nr. 19
Abs. 4 an, dass es auch bei leichten TeilhabebeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB
von 20 vielfach nicht gerechtfertigt ist, auf eine wesentliche Zunahme des
AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser
GrundsÃ¤tze ist ein GdB von 50 zur Bewertung der vorliegenden
BeeintrÃ¤chtigungen angemessen und ausreichend. Ein GdB von 80 oder 100 ist
nach den AHP erst dann gerechtfertigt, wenn die GesamtbeeintrÃ¤chtigungen bspw.
so ausgeprÃ¤gt wÃ¤ren wie die BeeintrÃ¤chtigungen bei HirnschÃ¤den mit
schweren Auswirkungen, Parkinsonerkrankungen mit schwerer StÃ¶rung der
BewegungsablÃ¤ufe/ImmobilitÃ¤t oder bei Lungenerkrankung oder
Herzerkrankungen schwersten Grades mit bestehenden EinschrÃ¤nkungen bereits
ohne kÃ¶rperliche Belastungen. Vergleichbar schwerwiegende BeeintrÃ¤chtigungen
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sind beim KlÃ¤ger jedoch nicht erkennbar. Aus den nach der Begutachtung
angeforderten Befundberichten ergibt sich, dass zusÃ¤tzlich noch ein Diabetes
mellitus beim KlÃ¤ger aufgetreten ist, der allein durch DiÃ¤t behandelbar ist. Dies
rechtfertigt nach Nr. 26.15 der AHP einen GdB von 10. Der Gesamt- GdB Ã¤ndert
sich hierdurch jedoch nicht. Die weiteren Behinderungen waren bereits bekannt und
eine wesentliche Verschlechterung ergibt sich aus den weiteren Berichten nicht.
Diese sind also im Gutachten von Dr. A bereits berÃ¼cksichtigt.

Insgesamt konnte die Klage damit keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â§ 183,193 SGG.

Erstellt am: 17.12.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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